Zusammenfassende Erklärung gemäß Artikel 9 der Richtlinie 2001/42/EG
Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass nach der Annahme eines Plans oder eines Programms dies den Behörden nach Artikel 6 Absatz 3, der Öffentlichkeit und jedem gemäß Artikel 7 konsultierten Mitgliedstaat bekannt gegeben wird. Hierzu gehört laut lit b) eine zusammenfassende Erklärung, wie Umwelterwägungen in den Plan oder das Programm einbezogen wurden, wie der nach Artikel 5 erstellte Umweltbericht, die nach Artikel 6 abgegebenen Stellungnahmen und die Ergebnisse von nach Artikel 7 geführten Konsultationen gemäß Artikel 8 berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der angenommene Plan oder das angenommene Programm, nach Abwägung mit den geprüften vernünftigen Alternativen, gewählt wurde.

Einbeziehung von Umwelterwägungen in das Programm

Die Einbeziehung von Umwelterwägungen erfolgte folgendermaßen:

· Die verschiedenen Stufen der Programmentwürfe wurden mehrfach mit den betroffenen Umweltministerien in Bayern und der Tschechischen Republik abgestimmt. Im Rahmen von Arbeitsgruppenbesprechungen wurden darüber hinaus Möglichkeiten der Einbeziehung von Umwelterwägungen diskutiert.

· Im Rahmen der Vorbereitung und Erstellung des Umweltberichtes erfolgte eine Beteiligung der Behörden nach Artikel 6 , Absatz 3 in Bayern und der Tschechischen Republik. Als Ergebnis mehrerer persönlicher Gespräche mit dem mit der Erstellung des Umweltberichtes beauftragten externen Gutachter, die sowohl in Bayern als auch in Tschechien statt fanden, wurden weitere Umwelterwägungen in das Programm aufgenommen.

· Gemäß Artikel 6, Absatz 1 und 4 wurden der Programmentwurf und der Entwurf des Umweltberichtes unter Einhaltung der jeweiligen nationalen gesetzlichen Fristen zwischen dem 10.11.06 und dem 08.12.06 (Bayern) bzw. zwischen dem 06.11.06 und dem 06.12.06 (Tschechische Republik) der Öffentlichkeit in Bayern und in der Tschechischen Republik bekannt gegeben. Entsprechend der Empfehlung des Umweltgutachters erfolgte zusätzlich die Einbeziehung von umweltbezogenen Fachbehörden. Auf Basis der eingegangenen Stellungnahmen erfolgten soweit möglich und sinnvoll Anpassungen des Programmdokumentes (siehe Punkt "Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen"). Durch die gleichzeitige Konsultation in Bayern und der Tschechischen Republik wurde Artikel 7 erfüllt.

Berücksichtigung des Umweltberichtes
Die Erstellung des Umweltberichtes wurde begleitend zur Programmierung durchgeführt. Hierbei wurde in einem interaktiven Abstimmungsprozess zwischen den an der Programmerstellung beteiligten Behörden und dem Umweltgutachter inhaltlich und organisatorisch Umweltaspekte in das Programm integriert.
Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden gemäß Artikel 8 wie folgt berücksichtigt:
· Es wurde empfohlen, den Umwelt- und Naturschutz als Querschnittsziel bei der Projektbewertung, bei der Projektauswahl und bei der begleitenden Bewertung des Ziel 3-Programms zu berücksichtigen. Alle Aspekte wurden durch Anpassungen im Kapitel 9.1 des Programmdokumentes berücksichtigt.

· Es wurde darauf hingewiesen, dass rechtsverbindliche Vorschriften zum Schutz und zur Erhaltung von Flora, Fauna und Biodiversität und der damit verbundenen räumlichen Schutzgebietsfestlegungen einzuhalten sind. Dies wurde durch eine Anpassung im Kapitel 9.1 des Programmdokumentes berücksichtigt.
· Es wurde darauf hingewiesen, dass umweltrelevante rechtsverbindliche bilaterale Vereinbarungen einzuhalten sind. Dies wurde durch eine Anpassung im Kapitel 9.1 des Programmdokumentes berücksichtigt.
· Es wurde darauf hingewiesen, dass dem Projektträger ausreichend Umweltinformationen zur Verfügung zu stellen sind. Dieser Aspekt wird im Rahmen des Antragsverfahrens berücksichtigt.
Gründe, warum das angenommene Programm gewählt wurde

Gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 ist für den bayerisch-tschechischen Grenzraum ein Programm zur grenzübergreifenden Zusammenarbeit aufzustellen. Die Möglichkeit eines Alternativprogramms besteht nicht. Die Alternativen hinsichtlich der Programminhalte wurden geprüft.
